
 
 
 
 
 
 
  

  

Pressemitteilung 
 
 

Die sogenannte Schleuser-Affäre beweist erneut, dass 
Korruption und Ausbeutung nicht „Systemversagen“ sind: Sie 
sind das System, das entsteht, wenn sich die öffentliche 
Verwaltung in erster Linie an Kapitalinteressen ausrichtet und 
nicht den Menschen dient. 

Die vorläufige Suspendierung des Solinger Rechts- und Ordnungsdezernenten Jan Welzel (CDU) durch 

die Bezirksregierung Düsseldorf sowie die Freistellung eines weiteren leitenden Mitarbeiters der Stadt 

markieren einen neuen Tiefpunkt in der Schleuser-Affäre. Nach Monaten des Herauszögerns zeigt sich: 

Die politische Führung der Stadt Solingen hat uns durch Intransparenz und Vetternwirtschaft in eine 

Vertrauenskrise geführt. 

Zuallererst betonen wir: Die Suspendierungen dürfen nicht als Vorwand genutzt werden, um das 

Ressort 3 politisch nach Belieben umzubauen oder interne Machtverhältnisse neu zu sortieren. Denn 

dies würde sehr wahrscheinlich bedeuten, dass am Ende wieder die Bürger:innen Solingens die 

Leidtragenden wären. Verwaltung und Bürgerservices müssen zuverlässig funktionieren - unabhängig 

davon, welche Führungspersonen aktuell im Amt sind! 

Aber auch die Rollen der Wirtschaftsförderung, des International Business Center Solingen, der IHK 

und der Solinger Ausländerbehörde müssen kritisch reflektiert werden. Denn sie zeigen eindrücklich 

auf, wie tief wirtschaftsliberale Standortpolitik und politische Netzwerke in dieses mutmaßliche 

Schleusersystem eingebunden waren. Wenn Wohlhabenden aus dem Ausland anscheinend alle Türen 

offen stehen, während Geflüchtete und Migrant:innen weiterhin entrechtet und kriminalisiert und 

einfache Bürger:innen mit ihren Anliegen von Amtsgang zu Amtsgang geschickt werden, ist klar: Diese 

Affäre ist das Ergebnis einer politischen Prioritätensetzung zugunsten der Wohlhabenden und gegen 

die Bürger:innen dieser Stadt. 

“Nach den Razzien im April 2024 wurde den Solinger Bürger:innen als Beleg für die interne 

Aufarbeitung ein ‘Compliance-Verfahren’ versprochen. Wir werden im Hauptausschuss beantragen 

alle Einzelheiten dieses Verfahrens offenzulegen und rufen alle Fraktionen dazu auf, diesen Antrag zu 

unterstützen. Nur durch Transparenz kann die Bevölkerung nachvollziehen, wie die Beschuldigten mit 

den Vorgängen in der Schleuser-Affäre umgegangen sind und ob tatsächlich alle notwendigen Schritte 

zur Aufklärung eingeleitet wurden. Wieso gibt es bis heute keine Ergebnisse dieses Verfahrens? Sollte 

hier politische Verantwortung auf Zeit hinausgeschoben und die Bevölkerung bewusst hingehalten 

werden?”, erklärt Lukas Bock, Fraktionsvorsitzender. 
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Die Affäre zeigt außerdem erneut, dass Parteispenden nicht zur Demokratie beitragen, sondern ganz 

im Gegenteil einen strukturellen Interessenkonflikt offenbaren: Dieselben Personen, die laut 

Ermittlungen teure Aufenthaltsgenehmigungen für Wohlhabende organisiert haben sollen, tauchen 

auch im Umfeld von Parteispenden an CDU und SPD auf, deren Mitglieder wichtige Positionen in der 

Verwaltung besetzen und auf die dieser Vorgang mithin sicher kein gutes Licht wirft. 

 Vor diesem Hintergrund fordern wir: 

1. Das Einsetzen einer unabhängigen externen Untersuchungskommission. 

2. Die sofortige Veröffentlichung aller Dokumente zur angeblichen „Compliance-Prüfung“ 

inklusive Beauftragungsvertrag, Arbeitsaufträge und Ergebnisse. 

3. Die lückenlose Offenlegung der Geschäftsbeziehungen zwischen Wirtschaftsförderung und 

den Beschuldigten. 

4. Strukturelle Konsequenzen statt Einzelfall-Erzählung: Solingen braucht ein echtes, 

transparentes Compliance-System, das demokratisch kontrolliert wird, kein PR-Werkzeug, 

das erst dann aktiviert wird, wenn die Staatsanwaltschaft vor der Tür steht. 

 

(gemeinsame Pressemitteilung von Die Linke KV Solingen und Die Linke Fraktion Solingen) 

 


